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1. Erfordernis der Planaufstellung 

 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kronberg i. Ts. hat am 13.12.2001 für den 

Bereich Hainstrasse - Gartenstrasse, die erste Änderung des am 11.11.1975 in Kraft g e-

setzten Bebauungsplanes beschlo ssen. 

 

Es handelt sich bei der 1. Änderung um eine, über einen Stichweg von der Gartenstraße 

aus erreichbare, im Zentrum des Geltungsbereiches des Bebauungsplan liegende Fläche.  

 

Ziel der Bebauungsplanänderung ist es, durch verbindliche Festsetzungen den Rahmen für  

die künftige städtebauliche Ordnung, unter Berücksichtigung des Bestandsschutzes der 

Bebauung des Flurst ückes Nr. 13/17, abzustecken.  
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2. Rechtsgrundlagen  

 

Der Bebauungsplan wird aufgrund der §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 

Fassung der Bekanntm achung vom 27.08.1997 (BGBl. I, S. 2141,1998 I S. 137), geändert 

durch Art. 12 des Gesetzes vom 23.07.2002 (BGBl. I, S. 2850)  in Verbindung mit den §§ 5 

und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fa ssung vom 01.04.1993 (GVBl. I, S. 

66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.06.2002 (GVBl. I, S. 342) als Satzung aufg estellt. 

 

Für den Bebauungsplan gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

(BauNVO) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132), z uletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetz zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung 

und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22.04.1993 (BGBl. I, S. 466).  

 

Gestaltungsbelange werden gemäß § 9 Abs. 4 BauGB und § 81 Hessische Bauordnung 

(HBO) in der Fassung vom 18.06.2002 (GVBl. I, S. 274) durch diesen Bebauungsplan als Sa t-

zung e rlassen. 

 

Zur Eingriffsregelung gelten die §§ 18 bis 21 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 25.03.2002 (BNatSchGNeuregG, BGBl. I 2002, S. 1193). 

 

Zu "Umweltschützenden Belangen in der Abwägung", darunter auch zum Ausgleich, macht  

§ 1a BauGB Aussagen.  

 

Grünordnerische Belange werden gemäß § 4 Abs. 3 Hessisches Naturschutzgesetz (H eNatG) 

vom 16.04.1996 (GVBl. I, S. 145), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.06.2002 (GVBl. I,  

S. 364) berücksichtigt. 

 

Laut § 20 HDSchG müssen alle Bodendenkmäler, die bei Erdarbeiten gefunden werden, sofort 

dem Landesamt für Denkmalpflege in Wiesbaden mitgeteilt werden.  

 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung oder Vorp rüfung ist nicht erforderlich, da das Gebiet w eder 

auf Grund seiner Größe, noch wegen seiner Lage im Innenbereich, noch aufgrund der gepla n-

ten Nutzung, unter eine der im Gesetz über die Umweltverträglichkeit genannten K ategorien 

fällt, bei denen eine Prüfu ng durchgeführt werden müsste (UVPG vom 12.02.1990 (BGBI. I. S. 

205), zuletzt geä ndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.7.2001 (BGBI. I. S. 1950).  
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3. Lage im Stadtgebiet und Geltungsbereich 

 

Das Gebiet liegt nördlich des alten Stadtkernes der Stadt Kr onberg i. Ts. und ist z. T. Bestan d-

teil der Park- und Grünanlage des Burgberges.  

 

 

 

Planausschnitt, Topographische Karte o. M.  
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Der räumliche Geltungsbereich wird im Norden durch die Gartenstraße und die südlichen Flu r-

stücksgrenzen de r Flurstücke Nr. 13/21, 13/18 und 13/5, im Osten durch die westliche Flu r-

stücksgrenze des Flurstückes Nr. 16/11, im Süden durch die nördliche Flurstücksgrenze des 

Flurstückes 13/16 und im Westen durch Teile der östlichen Flurstücksgrenze des Flurstückes 

Nr. 13/22 begrenzt.  

Nördlich des Plangebietes verläuft die Gartenstraße, die im Nordosten in die Hainstraße 

(K771) mündet. Die Burg mit Stadtpark schließt sich in süd -/südöstlichen Richtung an.  

 

Das Plangebiet umfasst folgende Grundstücke:  

Flur 21: Flurstücke Nr. 13/7 und 13/17    

 

 

 

Planausschnitt, Vermessungsgrundlage o. M.  
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4. Übergeordnete Planungsvorgaben 

 

Der Regionalplan Südhessen von 2000 stellt den Geltungsbereich als Sie dlungsfläche dar.  

 

Im gültigen für die Stadt Kronberg i. Ts. verbindlichen Flä chennutzungsplan, letzter Stand vom 

31.03.2002, des Planungsverbandes Frankfurt Region RheinMain, ist das Plangebiet mit einer 

Fläche von ca. 180 m² südlich der Gartenstraße als Wohnbaufläche ausgewiesen. Südlich  

davon ist die ca. 1160 m²  große Fläche als Freifläche / Grünfläche mit Zweckbestimmung 

Parkanlage sowie sonstige öffentliche und private Grünanlage und als bebautes Gebiet ei n-

schließlich Hofflächen und Hausgarten da rgestellt. 

 

 

 

Planausschnitt, Flächennutzungsplan o. M.  


